Mit einer Klage vor dem Internationalen Schiedsgericht in Stockholm will Gazprom die Ukraine zur Durchleitung von Gas nach Europa zwingen. Moskau und Kiew werfen einander gegenseitig Erpressung vor.
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Der russische Energieriese Gazprom fordert die Ukraine auf, an den Verhandlungstisch zurückzukehren. Seit dem Jahreswechsel habe sich Kiew Gesprächen verweigert und sich entgegen seiner Funktion als Transitland damit "beholfen", Gas für europäische Kunden abzuzweigen, teilte Gazprom-Vizechef Alexander Medwedew in der Nacht zu Sonntag mit.

"Wir fordern die Ukraine auf, diese illegalen Handlungen zu unterlassen und nach Moskau zu kommen, um ein für alle Mal über einen Gasliefervertrag zu verhandeln, der für beide Seiten akzeptabel ist", hieß es in der Erklärung weiter. Gazprom sei "sofort" dazu bereit, Vertreter der Ukraine zu empfangen.

Im Streit um unbezahlte Rechnungen und den Preis für russisches Gas hatte Gazprom am Donnerstagmorgen die Gaslieferungen an die Ukraine eingestellt. Polen, Rumänien und Bulgarien meldeten daraufhin einen Rückgang ihrer Liefermengen. Über die Ukraine werden etwa 80 Prozent der russischen Erdgasexporte nach Europa geleitet.

Gazprom-Klage gegen Ukraine

Am Samstag hatte Gazprom Klage gegen die Ukraine eingereicht. "Gazprom hat entschieden, eine Klage vor dem Internationalen Schiedsgericht in Stockholm einzubringen, um Naftogaz dazu zu zwingen, einen ungehinderten Transit russischen Gases über ukrainisches Territorium nach Europa sicherzustellen", teilte Gazprom in Moskau mit. Gazprom wirft dem staatlichen ukrainischen Konzern Naftogaz vor, für den Transit bestimmtes Gas abzuzweigen.

Auf der Suche nach alternativen Transitrouten

Im Gasstreit will Gazprom nach anderen möglichen Transitländern suchen. "Es ist dringend nötig, alternative Transitrouten zu erschließen", sagte der Vizechef des Unternehmens, Alexander Medwedew, am Freitag dem britischen Rundfunksender BBC. Gazprom hoffe, dass Europa "jeden erforderlichen Schritt" machen werde, um die Umsetzung dieses Vorhabens zu unterstützen. Gazprom plant derzeit zwei neue Gas-Pipelines. Während die Leitung Nord Stream vom russischen Ostseehafen Wyborg nach Greifswald führen soll, ist die Pipeline South Stream vom Schwarzen Meer nach Bulgarien, Österreich und Griechenland geplant.

Medwedew warf der Ukraine eine Blockadehaltung vor. Wenn die Ukraine die Transitmengen Richtung Westen beeinflusse, komme dies einer Erpressung von Russland und Europa gleich, sagte der Gazprom-Vizechef in Prag. Er bezichtigte die Ukraine erneut, für den Balkan bestimmte Lieferungen abzuzweigen. Kiew boykottiere auch die Verhandlungen über Lieferbedingungen.

"Druck durch Erpressung"

Naftogaz seinerseits warf Gazprom ebenfalls "Erpressung" vor und forderte den russischen Staatsmonopolisten zur Rückkehr an den Verhandlungstisch auf. "Der Konzern ist der Ansicht, dass das Verhalten von Gazprom die international üblichen Praktiken der Gesprächsführung und die allgemein anerkannten Handelsprinzipien verletzt und wirtschaftlichen Druck durch Erpressung ausübt", teilte Naftogaz mit. Zudem wies Naftogaz erneut den Vorwurf von Gazprom zurück, Gas abgezweigt zu haben.

Gazprom hatte am Donnerstag im Streit um unbezahlte Rechnungen und künftige Lieferbedingungen alle Gaslieferungen an die Ukraine gestoppt. Die Ukraine will heuer für das Gas aus Russland höchstens 150 Euro je 1000 Kubikmeter bezahlen und zudem mehr Gebühren für den Transit verlangen. Russland fordert mehr, wenngleich deutlich weniger als Westeuropa bezahlt. Europa bezieht etwa ein Fünftel seines Gases über Leitungen durch die Ukraine.
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